
Bundessozialgerieht Kassel
Vorsitzender des 12. Senats

Graf-Bernadotte-Platz 5
34119 Kassel

Betr.- Az.: B l? KR 36106 B
2, Instanz: LSG NRW L5{2}KR1i?O5 vom 16.02.2*ü6,

1. Instanz: SG Köln S 19 KR 62105 vsm 29.08.2005.

S/erter Herr Vorsitzender,

ais BeFsflener im vorliegenden Fallbeispiel der vereinbarten Musterstreiiv*erfahren zwischen

den Spitzeaverbänden der Krar:kenkassen und Vertreterä vcn ?'ersicherten habe ich mit
Interesse die Verfahren zrrm vorliegenden Fallbeispiel verfolgt und ausgew*rfet.

Frebs!s:
Ich bin erstaunt, wie unterschiedlich die Urteile in diesem speziellen Fall ausgefallen sind
und bitte Sie um Pnifung folgender Punkle bei der Bewertung, ob zum Az.: B 12 KR 36106 B

durch Beschluß die MCHTZTILASSLTNGSBESCHWERDE zugelassen werden kann. Sofern
die Antwort positiv ausfüllt, sollte auch gepnift werden" ob eine KONKRETE NORMEN-
KONTROLLKLAGE nach Artikel 100{l) Grundgesetz in diesem konkreten Fall geboten

erscheint. womit kurrfristig alle weiteren Verfahren zu diesem Fallbeispiel

Lebenwcr,riehcrungen mit einem hetrieblichen Anteil aus einer Dirckwersieherang untl
privakr Weiteffihrung nach clem Ausseheiden aus dem Ben{sleben bei klarerluristischer
Trennung des Vertrages

eine verbindliche Entscheidung mit Bindungswirkung erfahren wärden.

Bes-ninduns.

Die Spitzenverbände der Krankenkassen haben in einer Verlautbarung vom 12.02.2004 alle
Lebensversicherungen mit einem betrieblichen und einem privaten Anteil ftir unteilbar erklärt.
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Diese Rechtsauffassung bedeutet aus meiner Sicht Rechfsbeugrrng wegen rselrtswidriger

Ausleguag und Anwendung des $ 229 SGB V. da der Gesetzgeber die Gesetzesänderung

vom 14.1 1.?003 nicht eindeutig ausfcrmuliert hat. Er hat alles ot?en gelassen und damit
ein Chaos hinterlassen!Äls gsse.tzliche V*rschrifr zwn $ :?9 SCB V biei*t *r *n:

{1) Als der Rente r,.ergleichbare Einnahmen {Yersorgungsbezüge} gelten, u.a.:

3. Renten der Versicherungs- und Versorgungseinrichtungen? ...

5. Renten der betrieblichen Altersve$or$rng

Nach tlieser Definition ist eine KaBitalleistung nieht gleieh Rente und clamit uuch keine

dcr Rente vergleiekbure Einn*hme {Versorgangshesugt !

und weiter. . .

Tritt an die Stelle der Versorgungsbezitge eine nieht regelmäßig wiederkehrende Leistung
(altc Fassung)
oder ist eine solche Leistung var Einfritt des Versicherungsfalls vereinbart oder zugesagt

worden. {neu eingcfüS), Slt. ..

Frase: Was sagt die angebliche Gesetzesänderung {rot eingefügt} eigentlich aus

gegenüber der altest Fassung ?

Antr*'grt: Gar nichts !

Und damit soll eine Beiüagspflicht für den privaten Anteil einer betrieblieh begonnenen

Lebensversicherung, bei klarer j uristischer Trennung, begründet werden.
Das kann ich nicht glauben !

,,Dus Bunelesso:ialgerieht hut bereits mit Urteil uom 30.0J. I?PS (B I2 RK 10i91) grund-
legcnd ausgeJtlhrt: Ist ein Yersiehcrangsvertrag, eler arsprtinglieh auJ'die Zaklung einer
laffinden Aenlc gcriehtet w&r, veF Eintitt des l,'er,ricÄerungffilles dahingckene{ geünderl
wo/den, d*P eine Kapitallcistung erhraeht wird,.ro isl tliese naelr ihrer Awsaklung nieht
he itragspfiie'&trg ", so das SG Augsburg in seiner Begründung im Urteil vom 26.0 1 .2006

zum Aktenzeichen S 10 KR 3291A4.

treshälb hab*n die SpiEenverbänds derKr:8::keükasssn durch ihre Urfeitbarkeitserkläruag
vom 12.02 .20A4 die vorliegende Gesetzes- und Rechtslage rechtswidrig ausgelegt und

angewandt zum Nachteil von Versicherten, wie in den Verfahren mit den Aktenzeichen

SG Köln S 19 KR 62105
LSGNgW L5{ztKR ifi!A5
LSG Baden-Württemberg L 11 KR 3216105

vom 29.08.2005,
vom i6.ü2.2ü$6,
vom 15.11.2005"

nach meiner Auffassung ohne ausreichende Beachtung von Anikel 20(3) die Beitragspflicht

für den privaten Anteil auch noch bestätigl wurde, Die Entscheidungsgninde lassen keinen

rechtlichen Zusammenhang erkennen.
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Dabei haben Urteile des

- SG Manaheim S 4 KR 3383 / ü4 vom 15,$4.2*ü5"

- SGAugsbwg S 10 KR 329 104 vom 26.01.2006
bisher noch nicht die erforderliche Wrirdigung erfahren.

Der Vorsitzende Richter am LSG Baden-Würtfemberg F r e u n d wollte sich auf
telefonische Anfrage am 04,04,2AA6 zum Sachverhalt nicht außern" warum der 11. Senat

wegsn der günstigen Bei*age aus der betrieblichen Gruppenversicherung die Beifrags-

pflicht fürdie gesarnte Kepitalleistuag fssffiellte uad damit das Urfeil des SG Mannheim

{ S 4 KR 3383104 vom 15.04.2Sü4) au{hob.

Nach meiaer Rechts*uffassuag liegt hier eine ei*deutige Yerletzung des Arfikel 2üi3) des

Grundgesetzes vor, denn damit hat das Gericht in Rechtspositionen eingegriffen (Vettrags-
gcstaltung tibcr die Bcitragshöhe Nteh Vertragsänderung bei Wciteffihrung alt private
Lebensversiekerung), die den Vertragspartnern obliegen, zumal bis heute noch keine

hrichstrichterliche Entscheidung rnit Bindungswirkung zu diesem Fallbeispiel vorliegl.
Zu den weiteren Entscheidungsgninden des Gerichts will ich mich hier nicht rveiter äüßern.

Die Entscheidungsgründen aus dem Vertbhren des LSG NRW {L5(2} KR 1t7lü5), nicht
einm*l die R*pisio* aus r*ichtigem Grund zuzulasser, kann ruan nicht akzeptieren. Deshatb
hat dsr Klägcr auct! die Nichtzulassungsbesehrverde beim BSG eingelegt.

Die Vizepräsidentin am LSG NRW, Frau Dr. Ricarda Brandts, gleichzeitig Vorsitzende
Richterin des 5. Senats (Vedahren L 5(2) KR 117/05 vom 16,02.06) war am 22.06.06 und
am 23.06.ü6 tür eine Stelluagnahme nieht erreichbar, warum im Urteil die Verfragsbestand-

teile zw Lebensversicheru*g des Klägers keine *usreiche*de juristische Bewerfung erf*ken
haben.
Das Rcntenwahlreeht ist hei Vertragsabsehlufi aasr/irfteklieh a*,rgese&/ei,rsen worden,
Damit liegt naeh der Definition des Gesetzgebers keine der Rente vergleiehbare Einnahme

{ Versargungsbezug} vor
Naeh dem EnrJe eles Berekd/tigungsverhtJltnisses ging der Lehenrversieherungwcr#ag mit
allen Reehten and Pfiiekten auf den Kläger tlber.
In diese Verragsbestandteils kann doch weder der Gesetzgeber noch ein Gericht eingreifen,
sch*a gar aicht die SpiEenverbäade derKranke*lsssen mit der Yerlautbarung ricm l?,*2.ü4
über die Unteilbarkeit vsn Lebensversicherungen und sich dabei nach auf Urteile des BSG,
als stärldise Rechtsprech*ag. berufea mit dem Ergebnis, die Beitragspflicht in der
Gesetzlichen Krankenversicherung auch für den privaten Teil einer Lebensversicherung mit
Bescheid der Krankenkasse* quasi anzaardnen"

Zu dem Urteil des SG Augsburg ist bsim LSG FSB noeh kein Termin für die Berufungs-
verhardlung bekannt llie Entscheidu*gsgrunde des SG Äugsburg haben ägch meiner
Auffassung die einzig mögliche juristische Bewerfung erfahren und die Beitragsfreiheit für
den priv*ten Teil festgesfellt
Und nun z* meinem Inferesse an dem vorliegenden Fallbeispiei.
1ch streb€ z{:üächsf eine Klarung asf dem }ienstr*ege an durch ewei Anffige auf Diefist-
aufsiehtsbeschwerde vsm 06. 03.2006 an die zuständigen Aufsichtsbehörden
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Zu dem Urfeil des SGÄugsburg ist aufÄnfrage beim LSGFSB noeh kein T'ermin für die

Berufu agsverhandl ung kkarrf.
Die Entscheidungsgründe des SG Augsburg nxn Az. S 10 KR 329fi4 vsm 26.ü1.2006

habea *ach melner Aa&ssung die einzig mögliche jarisfischs Bewertrmg erfahreq und

die Beitrags*eiheit flir den privaten Teil festgestellt.

Und nun z* meinem Interesse an dem vorliegenden Fallbeispiel.
Ich sfrebs zu.nächst ein* Klärung auf dem Dienstwege *n durch zrvei Anträge auf Die*st-
auft ichtsbesehwerde vom 06. 03.?006 an die zuständigen Aufsiehtsbehrirden

- Bundesministerium &r Gesundheit fur die Spitzenverbände derKrankenkassen,

- Buadesversicherungsamt ia Eonn frr die Krankenkasser4

wegen reehtswidriger Auslegung und Aawendung des $ 229 SGB V auf meinen

Versicherungsvertrag mit einem betrieblichen und einem privaten Anteil bei klarer
juristischer Trennung vergleichbar den Fallbeispiel zum

Az.: L 5{?) KR 117/*5 vom rc.A2.2üA6 des LSG NRW'
Az.: S 4 KR 3383/04 vom 15.04.2üü5 des SG Mannheim,
Az.: S 10 KR 329/84 vsm 26.A1.2AA6 des SG Augsburg.

Ztm besseren Verständnis meiner Rechtsauffassung habe ich den Schriftserkehr mit dem
Bundesmisisterium ffir Gsssadheit. u.a. :

Schreiben an die Bundesministerin Schmidt vsm S6.03.?006"

Anfw$rtvcnFra*ÄsfndHsffita*a vom 4+,03.2006,
Sehreiben an den Unterabteiluagsleiter Degner-Hencke vsm 15.04.20S6,

Aatw*rf vcn Herrn Giasehi* v*m 08.ü5.2006,
Schreiben an den Staatssekretä Schroder vom ?8.05.?006

beigefügt. Die Antwort des Staatssekretiirs steht noeh aus und wird sieher aueh die gegen-

wärtrge Re*htsprechur:g ea ra*inem Fallbeis-piel kinhslt+a

Mit meiner Yersicherung ist vereinbarf, daß die Kapitalleistung erst abgeruf*n wird, wenn
die Äatw*rfen a{$ deü l}i*r:sfasfsichtsb*schr*erden varliegea
Meine Versicherung teilt nicht die Auffassung der Spitzenverbände der Krankenkassen von
der Unteilbarkeit der Iebensversicherungen und meldet bei Abruf zwei Beträgen den

- Betrag für die Zeit der Direktversicherung beim Arbeitgeber,
- Betrag für Zeit nach der Umwandlung in eine private Lebensversicheruag.
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Ich hsffe nun, daß der l?. Senat des BSG zum Az.. 812 KR 361ü6 B meine Einwände

gegs.r die irisherige Rechtsprechrmg zarKeantnis nimmt und die

- vom Klägcr beantragle Nieh9ulassungsbeschrverde positiv entsehsidet"

- kcniqrete N*rmenkontralle dec Artikei 1ü*{ ii GG zur trisung auch für
andere Betroffene, wenigstens in Erwägang zieht und im Besehluß zur

Nichtzulassuägskschwerde zum Ä:,:B 1? KR 36!ü6 B erurähnt

Fff Ihr Verständnis zu meinem Anliegen herzliehen Dank !

Mit &eundliehen Grä6en

gez. Friedrich Preuß

I Änlagen zum Sachverhalt



BUNDES SOZIALGERICHT
12. Senat

Der Vorsitzende

- 34114 Kassel

Herrn
Ffiedrjch Preuß

Aktenzeichen
12 Sen 35

Haus- und Paketadresse
Graf-Bernadotte-Pl atz 5
34119 Kassel

Postanschrift
34114 Kassel

Sehr geehrter Herr Preuß,

in der Sache B 12 KR 36/06 B wurde durch Beschluss vom27. Juni 2006 die Beschwerde des

Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-

Westfalen vom 16. Februar 2006 als unzulässig verworfen. Die Gründe entnehmen Sie bitte

der diesem Schreiben beigefügten Abschrift des Beschlusses.

Der Senat hat seine Entscheidung auf Grund der bestehenden Gesetze getroffen. Bitte haben

Sie Verständnis dafür, dass es mir aus den vorgenannten Gründ.en nicht möglich ist, außer-

halb von anhängigen Verfahren zu sozialpolitischen oder rechtsstaatlichen Fragen Stellung zu

nehmen.

Die von lhnen übersandten Unterlagen sind diesem Schreiben beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen
Balzer
Vorsitzender Richter
am Bundessozialgericht

Beglaubigt

$a&u{ra,tce/
(Ackerbauer)

Tel.-Durchwahl
0561/3107 - 510

Kasse/
14. Juli 2006

An s:chl uss öffentliche Verkehrsmittel
I CE-B a h n h of KS-W i I h e I m sh ö h e

Telefon
0561 /31 07-1

Telefax
0561 /31 07-475



BUNDESSOZIALGERICHT

Az: B 12 KR 36/06 B

Beschluss

dem Rechtsstreitin

Kläger und Beschwerdeführer,

Prozessbevollmächtigte :

gegen

Kaufmännische Krankenkasse - KKH,
Karl-Wiechert-Allee 61, 30625 Hannover,

Beklagte und Beschwerdegegnerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Juni 2006 durch den

Vorsitzenden Richter Balzer sowieden Richter Dr. B erch tol d

und die Richterin H ü ttm a n n -S to ll
beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Ur-

teil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom '16. Februar 2006

wird als unzulässig verworfen.

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.
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Gründe:

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache über die Beitragspflicht einer einmaligen Kapital-

leistung aus einer von einem früheren Arbeitgeber des Klägers als Direktversicherung abge-

schlossenen Lebensversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen (LSG) vom '16. Februar 2006 ist in entsprechender An-

wendung von $ 169 Satz2 und 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen.

Der Kläger hat in der Begründung des Rechtsmittels entgegen $ 160a Abs 2 Satz3 SGG

keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt oder bezeichnet.

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß $ 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden.

Die sachliche Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils ist dagegen kein Revisionszulas-

sungsgrund. Der Kläger verkennt insofern, dass eine inhaltliche Überprüfung nicht im Ver-

fahren der Nichtzulassungsbeschwerde, sondern erst nach zulässiger Einlegung der zuge-

lassenen Revision durch das BSG als Prozessgericht erfolgen kann.

Der Kläger beruft sich allein auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung im

Sinn des $ 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Hierzu muss die Beschwerdebegründung ausführen, wel-

che Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall

hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen lnteresse

erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwar-

ten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 S 160a Nr60 und 65; BSG SozR 3-1500 $ 160a

Nr16 mwN -stRspr BVerwG NJW'1999,304; vgl auch: BVerfG SozR 3-1500 $ 160a Nr7).

Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem

Stand der Rechtsprechung und Lehre nicht ohne weiteres zu beantworten ist und den Schritt

darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der Rechtslage im Allgemeininteresse

vornehmen soll (BSG SozR 1500 S 160a Nr 31).

Begründung genügt diesen Anforderungen nicht. Der Kläger hat zwar die Frage formu-

ob und inwieweit die Neuregelung des $ 229 Abs I Satz 3 des Fünften Buches

Sozialgesetzbuch - Gesetzliche KrankenVersicherung (SGB V) auf Verträge anzu-

wenden ist, die vor lnkrafttreten dieser Vorschrift geschlossen wurden, und ob damit

Die

liert,
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eine einmalige Kapitalleistung aus einer von einem früheren Arbeitgeber als Direkt-

versicherung abgeschlossenen Lebensversicherung der Beitragspflicht in der ge-

setzlichen Rentenversicherung unterliegt.

Die hierauf gestützte Beschwerde ist jedoch jedenfalls schon deshalb unzulässig, weil über

die letztlich bloße Behauptung dieser Umstände hinaus substantiierte Darlegungen zur Klä-

rungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit fehlen. Der Kläger hat insbesondere bereits nicht

dargelegt, woraus sich im Blick auf den Wortlaut von $ 229 Abs 1 Satz 3 SGB V eine Be-

schränkung seines sachlichen Anwendungsbereichs auf nach dem 3'1. Dezember 2003, dh

ab dem lnkrafttreten der Vorschrift abgeschlossene Verträge ergeben könnte. lnsoweit fehlt

insbesondere jede Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung zu $ 180 Abs 8 der Reichs-

versicherungsordnung, soweit durch diese Vorschrift erstmals Versorgungsbezüge beitrags-

pflichtig wurden (vgl zB BSG, Urteil vom '18. Dezember 1984, Aa12 RK 36/84, SozR 2200

$'180 Nr25). Ebenso fehlt jede Darlegung zur Klärungsfähigkeit der angesprochenen Frage.

Hierzu hätte die Klägerin aufzeigen müssen, welchen Weg der Nachprüfung das Revisions-

gericht bei Zulassung der Revision einschlagen müsste und welcher Schritt hierbei gerade

eine Entscheidung über die von ihr als grundsätzlich angesehenen Fragen notwendig macht

(BSG in SozR 1500 S 160a Nr31). Die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Be-

deutung der Rechtssache dient nämlich der Wahrung und einheitlichen Fortbildung des

Rechts (BVerfG in SozR 1500 S 160a Nr44 und 4B), nicht hingegen der lediglich abstrakten

Klärung von Rechtsfragen (vgl BFH vom 28. April 1972 -lllB 40171, BFHE 105, 335). Nur im

konkreten Rahmen der tragenden Entscheidung von entscheidungserheblichen Rechtsfra-

gen im konkreten Streitfall ist die angestrebte Entscheidung daher geeignet, in künftigen

Revisionsverfahren die Rechtseinheit zu wahren oder zu sichern oder die Fortbildung des

Rechts zu fördern (vgl BSG SozR '1500 S 160a Nr 7 und 3'l).

Soweit der Kläger darüber hinaus sinngemäß die Frage der Verfassungswidrigkeit der Norm

in Frage stellt, verkennt er, dass allein hierdurch die Begründungsanforderungen nicht sin-

ken. Er hat indes weder ausgeführt, welche Norm des Grundgesetzes einschlägig sein

könnte, noch welche Rechtslage sich aus der bisherigen Rechtsprechung ergibt und inwie-

weit dennoch Klärungsbedürftigkeit fortbesteht oder erneut entstanden ist.

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen, $ 160a Abs4 Satz3 Halbsatz2

SGG.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von S 193 SGG.10


